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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wohlrabe, Frau Berger (Berlin), Kunz 
(Berlin), Dr. Gradi, Straßmeir, Müller (Berlin), Frau Pieser 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2889 — 


betr. Darstellung der Regierungspolitik in Beriin 


Der Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundesregie- 
rung hat mit Schreiben vom 7. Januar 1975 - 302 33/12 - die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Welche Maßnahmen der Darstellung der Regierungspolitik 
durch Anzeigen, Postwurfsendungen, Zeitungs- und Zeitschrif- 
tenbeilagen, Broschüren, Faltblätter, Diaserien in Kinos, Plakate 
etc. hat die Bundesregierung - gegliedert nach Fachressorts 
und Medien - im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. Novem- 
ber 1974 in Berlin veranlaßt bzw. durchgeführt? 

a) Wie hoch war die Auflage der einzelnen Aktionen? 

b) Wie hoch waren die Kosten der einzelnen Aktionen? 

2. Beabsichtigt die Bundesregierung im Zeitraum vom 1. Oktober 
bis 31. Dezember 1974 und vom 1. Januar bis zum 28. Februar 
1975 in Berlin weitere Maßnahmen zur Darstellung der Regie- 
rungspolitik durchzuführen? 

a) Wenn ja, um welche Aktionen soll es sich handeln? 

b) Welche Kosten sind - nach Einzelplänen getrennt - für die 
einzelnen Aktionen veranschlagt? 


Die Kleine Anfrage bezieht sich auf Maßnahmen der Öffent- 
lichkeitsarbeit der Bundesregierung in Berlin. Die Antwort ent- 
hält neben den Feststellungen des Presse- und Informations- 
amtes für seinen Bereich die Antwortbeiträge der Bundesmini- 
sterien. 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 

Zur Frage 1 

Vorweg ist darauf hinzuweisen, daß spezielle für Berlin be- 
stimmte Maßnahmen weder veranlaßt noch durchgeführt wor- 
den sind. Selbstverständlich wurde Berlin bei der bundesweiten 
Darstellung der Regierungspolitik im Rahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit der Bundesregierung nicht ausgeklammert, sondern 
bei einschlägigen Aktionen einbezogen. 

So hat das Presse- und Informationsamt von rd. 30 Publika- 
tionen (Broschüren und Faltblätter), die es in der Zeit vom 
1. Januar bis zum 30. November 1974 zum Teil in Millionen- 
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auflage im gesamten Bundesgebiet verbreitet hat, insgesamt 
rd. 662 000 Exemplare nach Berlin geliefert. Die anteiligen 
Kosten dieser Publikationen, soweit sie in Berlin verbreitet 
wurden, betrugen rd, 206 000 DM. 

Die Anzeigenserien, die das Presse- und Informationsamt zur 
wirtschaftlichen Situation im April/Mai 1974 im Spiegel und im 
Herbst 1974 in den Zeitschriften Bunte Illustrierte, Bild und 
Funk, Frau im Spiegel, Hör zu und Das Neue Blatt mit der Ziel- 
gruppe Frauen veröffentlicht hat, berücksichtigten auch die Ber- 
liner Auflagen dieser Publikationen. Die fünf Anzeigen im Spie- 
gel (Auflage je Ausgabe: rd. 863 000) kosteten insgesamt 122 156 
DM. Rd. 51 000 Exemplare je Ausgabe entfielen auf Berlin. Die 
Gesamtkosten der sechs bundesweiten Anzeigen in den fünf 
Zeitschriften (insgesamt rd. 10,9 Millionen Gesamtauflage) be- 
laufen sich auf rd. 1,3 Millionen DM. Die anteiligen in Berlin 
verbreiteten Auflagen betragen rd. 564 000. 

Zwei Kopien einer Tonbildschau mit Gesamtkosten von 360 DM 
und 23 Kopien von vier Filmen wurden bei Gesamtkosten von 
9639 DM zum nichtgewerblichen Einsatz nach Berlin geliefert. 

Zur Frage 2 

Das Presse- und Informationsamt plant nicht, in der Zeit vom 
1. Oktober 1974 bis 28. Februar 1975 besondere Maßnahmen zur 
Darstellung der Regierungspolitik in Berlin durchzuführen. 
Selbstverständlich wird es auch in Zukunft bei entsprechenden 
bundesweiten Aktionen der Öffentlichkeitsarbeit Berlin ange- 
messen berücksichtigen. 


Bundesministerium der Justiz 

Zur Frage 1 

Ca. 20 000 Faltblätter „Mit 18 volljährig" zur Aufklärung der 
18- bis 21jährigen über die Neuregelung des Volljährigkeits- 
alters und ca. 2000 Broschüren zum Abzahlungsgesetz „Jetzt 
sind die Verbraucher bei Ratenkäufen besser geschützt" wur- 
den in Berlin verbreitet. Es handelte sich um bundesweite Aktio- 
nen. 

Die Kosten, soweit sie Berlin betreffen, betrugen ca. 2700 DM. 
Zur Frage 2 

Die Antwort lautet: nein. 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Zur Frage 1 

Die Aktionen sind ausnahmslos bundesweit durchgeführt wor- 
den. Die nachfolgenden Angaben enthalten die auf Berlin ent- 
fallenden Anteile an Gesamtauflage und Gesamtkosten: 

Zeitungsbeilage „Unser Ziel" mit 315 000 Exemplaren und 34 083 
DM Kosten; Lesezirkelbeihefter „Der gesicherte Lebensabend" 
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mit 5740 Exemplaren und 969 DM Kosten und Zeitung „Mit- 
bestimmung aktuell" mit 2000 Exemplaren und 233 DM Kosten. 
Die Erledigung laufender Anforderungen von Informationsma- 
terial bezog sich auch auf Anfragen aus Berlin. Eine nach regio- 
nalen Gesichtspunkten gegliederte Versandstatistik wird nicht 
geführt, überschlägige Ermittlungen haben ergeben, daß von 
13 Publikationen vor allem aus dem sozialrechtlichen Bereich 
rd. 215 000 Exemplare mit anteiligen Kosten in Höhe von rd. 
43 000 DM auf Anforderung an Interessenten in Berlin versandt 
worden sind. Daneben wird ein regelmäßiger Informations- 
dienst herausgegeben, in den auch Berlin einbezogen ist. An- 
gaben über den auf Berlin entfallenden Auflagenanteil und die 
anteiligen Kosten sind nicht möglich, da der Verteiler nicht 
regional gegliedert ist und der Bezieherkreis einem permanen- 
ten Wechsel unterliegt. 

Eine Anzeige ist im Januar/Februar in Bild und je zwei Anzei- 
gen sind im Mai in Der Abend und in BZ erschienen. Die antei- 
ligen Kosten betrugen 10 517 DM. 

Ein Wochenschaubericht in Berliner Lichtspieltheatern, die Ufa- 
Dabei in ihrem Programm führen, verursachte 264 DM Kosten. 

Zur Frage 2 

Außer einem Wochenschaubeitrag zum Thema „Betriebliche 
Altersversorgung" sind weder vom 1. Oktober bis 31. Dezember 
1974 Maßnahmen durchgeführt worden noch vom 1. Januar bis 
28. Februar 1975 geplant. Im Rahmen der bundesweiten Öffent- 
lichkeitsarbeit ist die Herausgabe von Broschüren zur „Verbes- 
serung der betrieblichen Altersversorgung" und zur sozialen 
Sicherung vorgesehen. Die Kosten für den evtl, aus Berlin an- 
geforderten Broschüren- Anteil können vorab nicht fixiert wer- 
den. 


Bundesministerium für Verkehr 

Zur Frage 1 

Eine Serie von Dokumentationen über die Leistungen des Bun- 
des für die Länder Schleswig-Holstein, Hessen, Saarland und 
Berlin wurde veröffentlicht. Die im Oktober für Berlin heraus- 
gegebene Dokumentation hatte eine Auflage von 3000 Exem- 
plaren. Die Kosten betrugen 7477 DM. 

Zur Frage 2 

Die Antwort lautet: Fehlanzeige. 


Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 

Zur Frage 1 

Besondere Maßnahmen wurden in Berlin nicht durchgeführt. 
Berlin wurde wie jedes andere Bundesland behandelt. So wur- 
den von den von dem Ressort herausgegebenen bzw. verteilten 
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Publikationen Exemplare über den auf das gesamte Bundesge- 
biet abgestellten Routine-Verteiler versandt oder auf Anfor- 
derung abgegeben. 

Auf Berlin bezogene Auflagen- und Kostenanteile lassen sich 
nicht ermitteln, da im Hinblick auf Kontingente und Kosten 
nicht nach Bundesländern differenziert werden kann. 

Zur Frage 2 

Maßnahmen dieser Art sind für die beiden Zeiträume nicht ge- 
plant. 

Die übrigen Ressorts erstatten zu den beiden Fragen Fehlan- 
zeige. Ergänzend teilen einige Ressorts folgendes mit: 

Das Bundesministerium für Wirtschaft gibt alle Veröffentlichun- 
gen auf Anfrage an jede Person und Institution in der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich Berlin kostenlos ab. Das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hält anläßlich der Grünen Woche in Berlin selbstverständlich 
auch Informationsmaterial für interessierte Besucher bereit. 
Soweit Publikationen auf Anforderung zugesandt werden, be- 
steht im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau keine gesonderte Behandlung für Berlin. Das Bundes- 
ministerium für Forschung und Technologie versendet ebenfalls 
auf Einzelanforderungen Broschüren und Faltblätter an interes- 
sierte Stellen oder Personen in Berlin. Das Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft weist darauf hin, daß es keine 
besonders auf Berlin gerichteten Maßnahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit unternommen hat und auch keine gezielt auf Berlin 
gerichteten Maßnahmen außerhalb der allgemeinen Öffentlich- 
keitsarbeit, die Berlin wie alle Länder einschließt, geplant seien. 
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